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W i l l i  Karow 

Zur Bedeutu ng der Bildungsberatu ng 
im Hin blick auf öffentliche Bildungsträger 
und kommerzielle Bildungsu nternehmen1) 

Dieser Beitrag befaßt sich mit dem vielerorts geforderten 

Verbot von Vertretern für den Vertrieb von Fernlehrgängen. 

Von verantwortungsbewußt geführten Fernlehrinstituten, die 

Vertreter einsetzen, muß aber erwartet werden, daß sie ihren 

Vertretern über die Verkaufsfunktion hinaus, auch beratende 

Aufgaben übertragen. Deshalb wird die Ableitung von Lö­

sungsvorschlägen für das Problem der Beratung durch kom­

merzielle Bildungsunternehmen anhand der Darstellung der 

Entwicklung der öffentlichen Bildungsberatung vorgenommen. 

Vorbemerkung 

Der Min ister für Bi ldung und Wissenschaft bezeichnete erst 
kü rzl ich Bi ldungsberatung als eine entsche idende flankie­
rende Maßnahme der B i ldungsreform [1 ] ,  und unter den wich­
tigsten Sch lußfolgerungen der 3. Weltkonferenz über Erwach­
senenbi ldung, die 1 972 in Tokio stattfand, findet sich die 
Aussage, Ein richtungen der Bi ldungsberatung seien notwen­
dig,  wenn der Zugang zur Erwachsenenbi ldung ausgeweitet 
werden solle [2]. 

Die meisten Äußerungen und Vorstel lungen über die Bi l­
dungsberatung beziehen sich auf das formale Bi ldungswesen. 
Da hier der Staat Träger fast al ler Maßnahmen ist, fehlt dieser 
Diskussion eine D imension, die erst auftritt, wenn  es - als 
Konsequenz aus der Forderung nach einer " permanent 
education" - um die Erwachsenenbi ldung geh!. Neben den 
vielen öffentl ichen und privaten n icht-kommerzie l len Trägern 
von Weiterbi ldungsangeboten g ibt es hier näml ich eine große 
Zah l von kommerziel len Bi ldungsunternehmen, die Beratung 
von Weiterbi ldungsinteressierten u nter dem Gesichtspunt 
des Verkaufs von Bi ldung durchführen ; mit anderen Worten, 
hier g ibt es eine Form von " Bi ldungsberatu ng" oder " Bil­
dungswerbung " ,  die oft n ichts anderes ist als Vertreterwer­
bung. 

In  die öffentliche (staatl iche) Bi ldu ngsberatung ist das An­
gebot d ieser Unternehmen bisher n icht aufgenommen, sieht 
man von den sporadischen Ansätzen innerhalb der Förde­
rungsberatu ng der Bundesanstalt für Arbeit und von den Aus­
künften ab, die das Bundesinstitut fur Berufsb i ldungsfor­
forschung über geprüfte Fern lehrgange erteil!. 

Eine besondere G ruppe unter den kommerziel len Bi ldungs­
unternehmen sind die Fernlehrinstitute, d ie oft e in nach Zielen 
und Thematik sehr breites Bi ldungsangebot machen, unab­
hängig von der föderalistischen Struktur und den Zuständig-

') Die folgenden Ausfuhrungen lagen inhaltl ich einem statement zugrun­
de, das der VI. vor den Studienberatern des Hamburger Fernlehrinsti· 
tuts anläßl ich der Berater-Jah restag ung im April 1973 in Bad Lauter­
berg abgab. 

keiten im formalen Bi ldungswesen. Um Weiterb i ldungswi l l ige 
zu erreichen, betreiben sie eine durchaus n icht unproble­
matische Werbung (vg l. den Beitrag von Christel KREIG EN­
FELD in dieser Zeitschrift) und nehmen auch den Begriff der 
Bi ldu ngsberatung für sich in  Anspruch [3]. Da Fernunterricht 
heute eine auch international anerkannte Weiterbi ldungsmög­
l ichkeit ist [4], deren zunehmende Bedeutung in der Bundes­
republ ik  durch die Tätigkeit des Bu ndesinstituts für Berufs­
bi ldungsforschung und der Staatl ichen Zentralstel le für Fern­
unterricht der Länder unterstrichen wird und deren Träger 
- aber auch andere, bi ldungspol itische Entscheidungsträ­
ger [5] - eine vo l lständ ige Integration des Fernunterrichts in 
das bffentl iche Bi ldungswesen anstreben, müssen die Be­
ratungsaktivitäten der Fernlehreinrichtungen an ähn lichen 
Kriterien gemessen werden, wie sie für die öffentliche Bi l­
dungsberatung gelten. 

Aussagen zur öffentlichen Bildungsberatung 

Der Deutsche Bi ldungsrat widmet der Beratung im Bi ldungs­
wesen im Rah men des Strukturplanes eine Reihe von Über­
legungen [6]. Als Aufgabe der Bi ldu ngsberatung nennt er 
" . . .  zu helfen, damit er (der Lernende oder Weiterbildungs­
interessierte) die Bi ldungsangebote und Lernmögl ichkeiten 
wählen kann, die die Entfaltung seiner Person l ichkeit fördern 
und ihm g leichzeitig berufliche und gesel lschaftl iche Chancen 
bieten".  Der Bi ldungsrat kann sich Bi ldungsberatung nur als 
Einheit vorstel len, die vom Elementarbereich bis zur Weiter­
bi ldung reich!. Die Durchführung der Beratung soll  bei spe­
ziel l  ausgebildeten Fachkräften mit  psycholog isch-diagnosti­
schen Kenntn issen l iegen, die m it dem Bi ldungssystem ver­
traut sind und uber Berufe und Berufschancen informieren 
können. Sie sollen außerdem gesel lschaftswissenschaftl iche 
Grundkenntn isse besitzen und aussch ließl ich Beratu ngsfunk­
tionen ausüben. 

Auch die Bund-Lander-Kommission fur Bi ldungsplanung 
(BLK) setzt sich ausführl ich mit dem Problem der Bi ldungs­
beratung auseinander und fordert von einem Beratungssystem 
daß es " . . .  über die vielfaltigen Wege und Mögl ichkeiten im 
Bi ldungswesen orientieren und eine fundierte, auf den ein­
zelnen bezogene Beratung leisten . . . " muß [7] . Es muß sich auf 
Schul laufbahnen und auf Ausbi ldu ngsmögl ichkeiten erstrek­
ken. Als Elemente des Beratungssystems nennt die BLK Bil­
dungsberatungsstel len  für d ie Weiterbi ldung,  Ausbildungsbe­
ratung für Ausbi ldung im Betrieb und Studienberatung im 
Bereich der Hochschu le. Von den im BLK-Bericht genannten 
Zielen der Bi ldungsberatung sollen h ier solche zitiert werden, 
die im H inb l ick auf die Beratung von Interessenten du rch 
freie, kommerziel le B i ldungsunternehmen als verbindl ich be­
trachtet werden sollten : 

o I ndividuell  orientierte Förderung, um in Zusammenarbeit 
mit den Bi ldungsinstitutionen dem einzelnen bei der B i l­
dungs- und Berufswahl zu helfen ; 
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o Orientieru ngs- und Entscheidungshi lfe bei der zunehmen­
den Differenzierung im Bildu ngswesen ; 

o I nformation über die Mög l ich keiten finanziel ler Förderung, 
die dem einzelnen zur Verfügung stehen ; 

o Vermeidung von individuellen Feh lentscheidungen bei der 
Wahl von Bi ldungsgängen. 

Maßstäbe für die Werbung von Fernlehrinstituten 

Unter den Maßnahmen zur Verwi rklichung eines u mfassenden 
öffentl ichen Beratungssystems, die die BLK vorsch lägt, sind 
wiederum einige, die auf ihre Anwendbarkeit für Inter­
essentenberatung durch kommerziel le Bi ldu ngsunternehmen 
geprüft werden sollten, z. B . :  

o Errichtung von Bi ldungsberatungsstel len auf der  Ebene 
unterer Verwaltungsbehörden. 

Bezogen auf Fernlehrinstitute kommt diese Maßnahme 
einem Vorschlag nahe, der von einem Vertreter des Fern­
lehrwesens selbst vorgelegt worden ist [8). 

Da es die Organ isationsform von Fernlehri nstituten m it sich 
bri ngt, daß sie meistens nur  e in  zentrales Sekretariat i n  
der gesamten Bundesrepubl ik  unterhalten, wu rde die 
Schaffung von Konsultationseinrichtungen in  den einzel­
nen Bundesländern vorgesch lagen, in denen das Lehr­
material der Fernlehrinstitute eingesehen werden kann .  

Wahrend der  Vorschlag des Vertreters aus dem Fernlehr­
wesen auf eine E in richtung solcher Stellen bei den Ku ltus­
min isterien oder den Landesarbeitsämtern abzielt, käme 
als weitere Möglichkeit der Unterhalt solcher Informations­
steI len du rch die Verbände der Fernlehri nstitute in Frage. 

o Erarbeitung von geeignetem I nformationsmaterial zur Bil­
du ngsberatung und Entwickl ung eines geeigneten Vertei­
lersystems. 

Die Werbung, die von den e inzelnen Fernlehr instituten in 
Werbungsträgern al ler Art betrieben wird, ist beträchtl ich. 
Dazu treten die Kosten für das schriftliche I nformations­
material über das Lehrgangsangebot, das den Interessen­
ten ind ividuell zugestellt wird. Die Fernlehre in richtungen 
verfügen also in der Regel bereits über Informationsmate­
rial und  Verteilersysteme. Du rch Konzentration und Koope­
ration könnten sie zu erhebl ichen Rationalisierungsvor­
tei len kommen. 

o Ein richtung von Ausbi ldungsgängen für Personal in  der 
Bi ldungsberatung. 

Dies ist eine Maßnahme, die für Berufs- und Förderu ngs­
berater bei der Bundesanstalt für Arbeit bereits realisiert 
worden ist. Auch für Berater kommerziel ler Bi ldu ngsu nter­
nehmen ist deshalb eine angemessene Ausbi ldung zu for­
dern, damit sie erstens den al lgemeinen Zielen der Bi l­
du ngsberatung gerecht werden können und zweitens das 
Angebot des von ihnen jewei ls repräsentierten Unterneh­
mens sachgerecht zum Gesamtbi ldu ngsangebot in Bezie­
hung setzen können. 

Eine I nstitution, d ie bereits eine langjährige Erfahrung im Be­
reich der beruflichen Bi ldungsberatung besitzt, ist die Bun­
desanstalt für Arbeit. Auf der Grund lage des Arbeitsförde­
rungsgesetzes betreibt sie Berufsaufklärung, berufliche EinzeI­
beratung, Vermitt lung von Berufsausbildungsste I len und Be­
rufsförderung. Während sich die Berufsaufklärung meist an 

jüngere Menschen wendet und die Vermitt lung von Berufs­
ausb i ldungsstei len als Ergebnis der beruflichen Einzeibera­
tung ein Bereich ist, in dem die Bundesanstalt für Arbeit 
al lein zuständig ist, ist die Berufsförderung ein neues Element 
der beruflichen Bi ldungsberatung. Sie wendet sich an Adres­
saten ,  die am ehesten denen der privat getragenen "Bera­
tung" entsprechen, wie sie von Fernlehrinstituten du rchge­
führt wi rd [9). 

Die Förderungsberatung ist Bestandtei l  e iner "fortdauernden 
Berufsberatung" ,  die infolge der wachsenden Unü bersicht­
l ichkeit des Arbeitsmarktes und den sich ständ ig ändernden 
Anforderungen der Arbeits- und Berufswelt d ringend notwen­
dig geworden ist. Ein ige Merkmale d ieser Förderung sind [19) : 

o Sie muß stets d ie Freiwi l l igkeit ihrer Inanspruchnahme ge­
wahrleisten. 

Dieser H inweis ist angesichts der Kriti k an u nangemeldet 
auftauchenden sog. "Studienberatern " von Fernlehrinsti­
tuten bei Interessenten, die sich schrift l i ch an diese ge­
wandt haben, besonders wichtig. Auch Berater von Fern­
lehreinrichtungen dürfen n icht das Recht haben, u nange­
meldet und unerwünscht bei potentiel len Kunden zu er­
scheinen. 

o Sie wird von besonders ausgebildeten Fachkräften durch­
geführt. 

Die Berater in den Arbeitsvermittlungen der Bundesanstalt 
fLi r Arbeit werden künftig wissenschaftl ich orientiert aus­
gebi ldet. Zu diesem Zweck hat die Bundesanstalt fur 
Arbeit ein Verwaltungsabkommen m it der Un iversität 
Mannheim abgeschlossen. Danach sollen die Beratungs­
kräfte innerhalb einer dre i  Jahre dauernden Ausbi ldung 
die Gelegenheit zu einem viersemestrigen Studium der 
Psychologie, Pädagogik, Soziologie, Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaften erhalten. Dieser wissenschaftl iche 
Teil der Ausbi ldung wird durch eine fachspezifische Aus­
bi ldung in den Verwaltungssch ulen der Bundesanstalt und  
du rch Praktika i n  der Wirtschaft und  im Bi ldungswesen er­
ganzt [1 1 ) .  

E s  ist z u  prufen, o b  den Fernlehrinstituten auferlegt wer­
den kann ,  daß auch das bei ihnen beschäftigte Beratungs­
personal eine ähnl iche Ausbi ldung nachweisen muß.  In  
diesem Zusammenhang wurde bereits vorgesch lagen , das 
Beratungspersonal kommerziel ler Bi ldu ngsunternehmen 
müsse eine Lizenz erwerben und von einer zu bestimmen­
den Stel le zugelassen werden [12) .  

Die Beratung sol l  sich nach folgenden Stufen vol lziehen : 

o Herste l len des persönl ichen Kontaktes. 

o Feststel lung des kon kreten beruflichen Anl iegens. 

o Klärung aller ind ividuel len Voraussetzu ngen des Rat­
suchenden. 

o Abwägen der Wünsche des Ratsuchenden mit den auf 
G rund seiner Voraussetzungen gegebenen Mögl ichkeiten. 

o Unterrichtung über die in Betracht kommenden Mögl ich­
keiten der Berufswahl und -entwicklung sowie der unter­
sch iedl ichen Bi ldungs- und Förderungsmög l ichkeiten. 

o Angebote von H i lfen zur Real isierung des Berufsentsch lus­
ses. 

E ine derartige Stufung des Beratungsablaufs muß auch von 
den Beratern kommerziel ler Bi ldungsunternehmen gefordert 
werden. Das Angebot des vertretenen Unternehmens darf 
dabei keine dom in ierende Rolle spielen. 
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Zur Problematik der Studienberatung kommerzieller Bildungs­

unternehmen 

Den kurzen H inweisen auf Zielvorste l lungen und Merkmalen 
der öffentlichen Bi ldungsberatung sollen nun Aspekte eines 
bi ldungspolitischen Randproblems gegenübergestellt werden, 
das für die Betroffenen dennoch seh r wichtig ist. Bereits bei 
der Erörterung der öffentl ichen Bildu ngsberatung sind Ge­
sichtspunkte aus der D iskussion zur Vertreterwerbung im pri­
vaten Fern lehrwesen genannt worden. Mit zum Tei l  heftiger 
Polemik  wird die firmenbezogene Bi ldungsberatung auch 
zwischen den Fernlehrinstituten und ihren Verbänden dis­
kutiert, wenn sie mit Hi lfe von Vertretern, Beratern oder an­
ders benannten Repräsentanten e inzelner Fernlehrinstitute 
durchgeführt wird, d ie Interessenten aufsuchen und auf Be­
teil igungsbasis Studienverträge mit ihnen abzusch l ießen ver­
suchen. 

Diese Form des Verkaufs von Fernlehrgängen hat nachweis­
l ich zu einer beachtl ichen Zah l von übervorte i lungen, ja Aus­
beutung von Bildu ngswi l l igen geführt, deshalb mußte auch 
der Staat ein Interesse daran haben, die Diskreditierung einer 
Lehrmethode zu u nterbinden, von der er  selbst in  zunehmen­
dem Maße Gebrauch macht [13]. Er wird dabei von Forderun­
gen unterstützt, die von b i ldungspol itisch relevanter Seite 
kommen und bis zu einem absoluten Verbot des Vertreterein­
satzes reichen [14] .  

Gle ichwohl zeigen d ie z. Z. geltenden Richtl in ien der mit der 
öffentl ichen Kontrol le  über das private Fernlehrwesen beauf­
tragten Stel len ke in  derartiges Verbot. Vielmehr waren die 
verantwortl ichen Stel len der Meinung, man könne das Pro­
blem durch eine Reihe von Auflagen entschärfen. So fordern 
das Bundesinstitut für Berufsbi ldungsforschung und die 
Staatliche Zentralste l le für Fernunterricht der Länder der BRD 
übereinstimmend : 

o Angefordertes I nformationsmaterial darf nur  ohne Vertre­
terbesuch übermittelt werden. 

o Vo r Vertragsabsch luß  darf ein Berater, Vertreter, Angestel l­
ter oder Beauftragter des Fern lehrinstituts den I nteressen­
ten nur  dann aufsuchen, wenn der I nteressent um den 
Besuch ausdrücklich schrift l ich gebeten hat. 

Zusätzliche Richt l in ienforderungen gehen dahin, daß 

o der Interessent e in  Rücktrittsrecht vom Vertrag bis zu vier­
zehn Tagen nach Zugang der ersten nach Vertragsabsch luß  
erfolgten Lieferung hat 

o eine Kundigungsmögl ichkeit erstmals zum Ablauf des er­
sten Halbjahres, gerechnet vom Tage des Vertragsab­
sch lusses, und danach zum Ende des jewei ls nächsten 
Vierteljahres ohne Angabe von Gründen mögl ich sein 
muß [15] .  

Werden d iese Forderungen erfüllt, dann sind übervortei lun­
gen trotz der Tatsache, daß Fernlehrmaterial verkauft wird ,  
kau m noch mögl ich. Eine andere Form der  übervortei lung 
kan n allerd ings im Verkauf von ungeeignetem Lehrmaterial 
und in unzureichenden Korrektur- und Konsultationsmöglich­
keiten liegen. Davor aber schützt den Bi ldungswi l l igen nur  
die inhaltl iche überpriJfung des Lehrmaterials, n icht dagegen 
e in  Vertreterverbot. 

Die genannten Verbesserungen zum Schutz von Fernu nter­
richtstei lnehmern gelten al lerdings nur  für Lehrgänge, die 
einer der staatl ichen Kontrol lsteIlen zu r überprüfung vorgelegt 
worden sind. Da für die überprüfung bisher das Prinzip der 
Freiwi l l igkeit g i lt, wäre eine dr ingendere Forderung als das 

Verbot des Vertretereinsatzes, die nach der Ausdehnung der 
überprufung auf alle Fernlehrgänge. 

Anforderungen an Berater von Fernlehrinstituten 

Mit einem völ l igen Besuchsverbot für Vertreter oder Beauf­
tragte der Fernlehrinstitute w i rd das Problem der Bi ldungs­
beratung du rch kommerziel le Bi ldu ngsträger noch n icht zu­
friedenste I lend gelöst. Die oben dargestellte Entwicklung im 
Bereich des öffentl ichen Bi ldu ngswesens zeigt, daß der Bil­
dungs- und Ausb i ldu ngsberatung ein immer größerer Stel len­
wert beigemessen wird. Solange der Staat die Aufgabe der 
Beratung über das Angebot der freien und kommerziel len 
Bi ldungsträger n icht ausreichend selbst wahrnimmt, sollten 
Zwischenlösungen gefu nden werden, die auch eine mobile 
Beratung nicht ausschl ießen. Staatliche Beratung erfolgt fast 
immer stationär, wenn man von der Berufsberatung in Sch ulen 
und vor Gruppen absieht, d .  h. , der Bi ldungswi l l ige muß den 
Ort der Beratung aufsuchen. Es ist aber ein bekanntes Pro­
blem, daß gerade solche Personen, fur die Weiterbildung be­
sonders wichtig ist, weil sie auf Grund ihrer Vorbi ldung n icht 
uber mobil itätsfördernde Qual ifikationen verfügen, von der 
stationaren Bi ldungsberatung n icht h inreichend Gebrauch ma­
chen. Auf G rund d ieser Erkenntnis wurde z. B. in Schweden 
ein Versuchsprogramm eingele itet, du rch das untersucht wer­
den sol l ,  ob mit H i lfe "aufsuchender Maßnahmen" die Be­
dürfnisse bi ldungsmäßig benachteil igter G ruppen besser be­
rücksichtigt werden können. "Eine der wichtigsten Fragen i n  
der  weiteren Reform der  Erwachsenenbi ldung besteht darin, 
wie man geeignete aufsuchende Maßnahmen entwickeln kann,  
d ie sich an die bi ldu ngsmäßig am stärksten Benachte i l igten 
richten" [16] .  

Gerade für eine erfolgreiche Teilnahme am Fernunterricht 
sind die häuslichen Lernbedingungen von großer Wichtigkeit. 
Bei einer Beratung durch stationäre Stel len, die der Interes­
sent aufsuchen muß,  können diese aber in der Regel nur  
unzureichend beurtei lt werden. überläßt man deshalb den 
Fern lehri nstituten auch zukünftig gewisse Beratungsfunktio­
nen " aufsuchender Art" ,  so sind - neben den schon weiter 
oben in die Diskussion gebrachten Merkmalen - an die Be­
rater e ine Reihe von Anforderungen zu stel len :  

o Die Beratung darf unm itte lbar weder mit dem Abschluß 
ei nes Stud ienvertrages noch mit seiner Vorbereitung ver­
bunden sein, so daß jede Möglichkeit e iner Beschäftigung 
auf Bete i l igungsbasis entfällt; 

o Die Berater müssen eine Reihe von Mindestqual ifikationen 
erfü llen, die z. B.  an die Rahmenausbi ldungsordnung für 
Berufsberater bei der Bundesanstalt fur Arbeit angelehnt 
sein könnte n ;  die Anlehnung an solche qual itativen Merk­
male kann  jedoch keinesfalls heißen, daß eine wie h ier 
zur Diskussion gestellte Beratung du rch kommerzielle Bil­
dungsunternehmen das Beratungsmonopol der Bundesan­
stalt für Arbeit gemäß § 4 Arbeitsförderungsgesetz berüh­
ren darf, das sich auf Berufsberatung und Vermittlung in 
Ausbi ldungsste llen, n icht jedoch auf die Berufserklärung 
und die Unterrichtung über Fragen der berufl ichen Bi ldung 
erstreckt. 

o Die Beratung muß einen Min imalkatalog der für den In­
teressenten wesentlichen I nformationen umfassen ;  das 
Angebot des jeweils repräsentierten Fernlehrinstituts darf 
keine domin ierende Rolle in dem Beratungsgespräch 
haben und m u ß  informativ und sachgerecht zum Gesamt­
bi ldungsangebot in Beziehung gesetzt werden. 
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Die Durchsetzung solcher Forderungen kann  für Fernlehr­
i nstitute, deren Vertriebssystem auf der Vertreterwerbung 
aufgebaut ist, durchaus schwerwiegende wirtschaft l iche Fol­
gen hab'en. Man kann jedoch davon ausgehen, daß besser 
ausgebildete Berater, d ie n icht nu r  im H inb l ick auf eine mög­
l iche Teil nahme am Fernunterricht eines bestimmten Instituts, 
sondern auch im Hinbl ick auf das Du rchhalten bereits e in­
geschriebener Fern lehrgangste i lnehmer beraten, erhebl ich zur 
Senkung der Abbrecherquoten beitragen können. Die "drop­
out-Quote " ,  d. h., d ie Zahl der Künd iger im ersten oder un­
mittelbar nach dem ersten Ausbi ldungsjahr wird bei längeren 
Lehrgangen mit bis zu 80 % angenommen [1 7] .  Al lein die 
Senkung dieser Quote um ein ige Prozent müßte die I nstitute 
in die Lage versetzen, die hoheren Kosten für ein qual ifizier­
tes Beratersystem aufzufangen. Eme angemessene Anpas­
su ngsfrist an die neuen Bedingungen wäre ebenfalls zu ge­
währen. 

Verzichtet werden kann auf die hier aufgeste llten Forderun­
gen n icht, denn mit der Verbesserung der Bi ldungsberatung 
im öffentlichen Bereich muß - in Wahrung des Gleichheits­
grundsatzes - auch der Interessent von kommerziel len Bi l­
du ngsunternehmen eine sachgerechte, informative und bis zu 
einem gewissen Grade sogar uneigennutzige Beratung for­
dern können. 

Perspektive der Studienberatung durch Fernlehrinstitute 

Im  Rahmen der Entwicklung des Weiterbi ldungssektors, d. h. 
seiner besseren Verbindung mit dem formalen Bi ldungs­
system und der Fortentwicklung der gesetzl ichen Ordnung 
dieses Bereiches [18] ist es al lerdings wünschenswert und 
konsequent, d ie Beratung über das Angebot der Fern lehr­
Institute In die öffentliche Bi ldungsberatung zu ubernehmen 
und sie so von jeder Spielart egoistischer Interessen zu tren­
nen [19] .  

E in erster denkbarer Schritt in d ieser Richtung könnte in der 
Auswe itung der Informationstätigkeit der staatl ichen Stellen 
gesehen werden, denen die Kontrol le uber das Fernlehr­
wesen obl iegt. Im H inbl ick auf die berufliche Weiterbi ldung 
durch Fernunterricht inform iert bereits heute das Bundes­
institut für Berufsbi ldungsforschung seh r differenziert über 
solche Fern lehrgänge, die auf der Grund lage des Berufsbil­
dungsgesetzes und der aus ihm geflossenen "Richtl in ien für 
die Uberprufu ng berufsbildender Fernlehrgänge" überprüft 
worden sind. Darüber h i naus erteilt es auf Anfrage auch al l­
gemeine Auskunfte über das gesamte berufsbildende Fern­
lehrgangsangebot der dem BBF bekannten ca. 1 20 Fern lehr­
instituten der BRD. Da das BBF gemaß einer Verwaltungs­
vereinbarung mit der Bundesanstalt fur Arbeit auch pruft, ob 
fur einen Fernlehrgang die Bedingungen einer i ndividuel len 
Förderung seiner Teilnehmer nach dem Arbeitsfö rderungs­
gesetz gegeben sind [20], erhalten die Auskü nfte des BBF oft 
den Charakter von Förderungsberatungen. Es wäre deshalb 
naheliegend, beim BBF die erste Zentrale Auskunfts- und 
Beratungsstelle zum beruflichen Fernunterricht einzurichten. 
Eine Betei l igung oder Mitträgerschaft der Bundesanstalt fur 
Arbeit ware wü nschenswert. Die bereits heute monatlich meh­
rere hundert Zuschriften umfassenden Anfragen über Fern­
lehrgänge beim BBF wurden eine solche Maßnahme recht­
fertigen. 

Al lerdings wurde man auch damit noch n icht dem Bedarf an 
persön l icher Beratung gerecht, deren Notwendigkeit weiter 

oben angesprochen wurde. In d iesem Zusammenhang können 
aber wah rschein l ich die Ergebnisse des erwähnten schwedi­
schen Projektes FÖVUX von Interesse sein. Im übrigen sind 
"aufsuchende Maßnahmen" auch in der Bi ldu ngsberatung in 
der BRD nicht völ l ig  unbekannt. Berufsberater und in Aus­
nahmefäl len auch Förderungsberater besuchen Gruppen und 
selbst Einzelpersonen. Das gleiche g i l t für Schu l berater. Ver­
besserte Kommunikationsmög l ich keiten (Telefon), enge Netze 
von I nformationsstel len (z. B. Zweigstellen der Arbeitsämter) 
erleichtern au ßerdem den I nformationsfluß.  

Das Problem für eine unparteil iche und im H inbl ick auf d ie 
betroffenen E inrichtungen chancengerechte Berücksichtigung 
in einer staatl ichen Bi ldungsberatung scheint also weniger 
bei den staatl ichen Ressourcen hierfür zu l iegen, als in der 
z. Z. noch mangelhaften Transparenz des privaten Fernlehr­
wesens und der noch n icht vö l l ig  eins ichtigen Qual ität seiner 
Produkte aus didaktischer Sicht [21 ]. 
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im Bereich des privaten Fern u nterrichtswesens (I) 

Zur ökonomischen Verwertbarkeit der Inhalte von Fernlehrgängen 

Der Aufsatz untersucht das Werbematerial der drei größten 
Fernlehrinstitute der BRD und gibt die darin enthaltenen Vor­
stellungen über beruflichen Aufstieg mittels Kenntnissen und 
Fertigkeiten, die über Fernunterricht erworben wurden, wieder. 
Gleichzeitig werden diese Vorstellungen im Hinblick auf ihre 
Realisierungschancen einer kritischen Analyse unterzogen. 
Darüber hinaus wird aufgezeigt, zu welchen Einschränkungen 
die Betonung der ökonomischen Verwertbarkeit von Fernlehr­
gangsinhalten führt. 

Rel'evanz des Themas 

Eine Auseinandersetzung m it dem Werbematerial von Fern­
lehrinstituten [1 ] ist zunächst relevant, weil die Konsequen­
zen, die sich aus dieser Bi ldungswerbung ergeben, weiter 
reichen als Werbung für Konsumartikel ; letztere kann allen­
fal ls zu Enttäuschungen über das gekaufte Produkt führen, 
wobei die Mögl ichkeit des Ausweichens auf ein anderes Pro­
dukt besteht. Anders ist es im Bi ldungsbereich ; hier sind 
"B i ldu ngsentmutigungen " kaum wieder gutzumachen [2]. 
Es gilt deshalb um so mehr, s ichtbar zu machen, welche Wün­
sche Werbung hier weckt, welche Vorstel lu ngen sie verbreitet 
und ob d iese einer kritischen überprüfu ng im Hinb l ick auf 
Realisierungschancen standhalten [3]. 

Dieses Werbematerial ist aber auch deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil es für die meisten Interessenten die erste 
Informationsquelle über die Institution Fernu nterricht ist. Eine 
Untersuchung von Huberta KUSTERMANN zeigt, daß beim 
Hamburger Fern-Leh rinstitut (H FL) 74 % und beim Techni­
schen Lehrinstitut Dr.-I ng. habil. Christiani ( im fo lgenden 
Christiani) 43 % der Fernunterrichtstei l nehmer erste I nforma­
tionen über die Mögl ichkeit des Fern unterrichts durch das 
Werbematerial d ieser kommerziel len Bi ldungsunternehmen 
erh ielten [4]. 

Amtliche Statistiken über Fernunterrichtstei lnehmer gibt es 
nicht [5]. Die herangezogenen Daten stammen ' aus Unter-

suchungen, die bezüglich des Erhebungszeitraumes und des 
befragten Personenkreises d ifferieren, so daß auch die Daten 
voneinander abweichen. 

Darstellung der ökonomischen Verwertbarkeit von Fernlehr­

gangsinhalten 

Ein bedeutender Aspekt der Werbung von Fernlehrinstituten 
ist die permanente Betonung der ökonomischen Verwertbar­
keit der du rch Fern lehrgänge erworbenen Kenntnisse und 
Fertigkeiten. H ierzu e in ige Beispiele derartiger Argumente, 
m it denen der I nteressent zur Tei l nahme am Fernunterricht 
aufgefordert wird : 

o " Damit Sie morgen mehr wissen, mehr sind und besser 
leben" [6]. 

o "Wer diesen Lehrgang (Verkaufsleiter) m it Erfolg absol­
viert hat, kann sehr bald eine gut bezahlte Position im 
Verkaufswesen einnehmen" [7] . 

o "Angestellte werden an Gehaltserhöhungen merken, daß 
sich dieser Lehrgang (Buchführung und Steuerwesen) 
schnel l  bezahlt macht" [8]. 

In  der Schrift ,, 1 4  taktische Regeln für den berufl ichen Auf­
stieg" [9] wird der Interessent gle ich im ersten Kapitel bzw. 
in der ersten "taktischen Erfolgsregel" im Sinne dieses Ver­
wertungsdenkens angesprochen : 

o "Geld verdienen heißt Nutzen bieten .  Wenn  es Ihnen n icht 
darauf ankommt, Geld zu verdienen, so übersch lagen Sie 
d ieses Kapitel. Sie laufen aber dann Gefahr, in unserer 
Leistungsgesel lschaft nicht ernstgenommen zu werden" 
[10] .  

Zwar g ibt d ie Studiengemeinschaft Darmstadt (SGD) für 
die Notwendig keit solcher Argumente folgende - aus der 
Sicht der Motivationsforschung unhaltbare - Erklärung:  

o " Der  Antrieb des Erwachsenen zum Lernen ist schwach 
entwickelt. Bi ldungsstreben entsteht aus anderen Beweg­
gründen. Bei den überaus meisten Menschen kann man 
von einem dem materie l len Den ken entspringenden Stre­
ben nach Wissenserweite rung sprechen :  Man muß lernen, 


